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IM FOKUS

Mehr Eigenständigkeit
Zur Bewältigung des Fachkräftemangels in der 
Pflege müssen wir Quantensprünge hinlegen. 
Stattdessen bewegen wir uns im Zentimeter-
bereich. Benötigt wird eine eigene Selbstver-
waltungsstruktur für die Pflege mit einer Be-
rufsordnung. Dies wird bereits seit 30 Jahren 
in Deutschland diskutiert und ist keine neue 
Erkenntnis. Neu ist jedoch das seit 2020 gel-
tende Pflegeberufegesetz, das unter anderem 
die Definition von Vorbehaltsaufgaben bein-
haltet. Dadurch kann der Berufsstand eine Ei-
genständigkeit entwickeln, die unabhängig 
von Ärzten ist. Die Übernahme von Vorbe-
haltsaufgaben bedeutet eine Emanzipation 
des Berufsstandes und ermöglicht den Zu-
gang zu Bereichen, die zuvor nicht rechtlich 
oder unter Arztvorbehalt definiert waren.

Die Pflege muss die gesamte Heilberuflichkeit 
umfassen, einschließlich Prävention, Kuration, 
Rehabilitation, Palliation und sozialpflege-
rischer Intervention. Der Fokus ist neben der 
Akutversorgung verstärkt auf Prävention und 
Rehabilitation zu legen. Das reduziert den 
pflegerischen Aufwand bei der Kuration und 
sichert die Versorgung bei der Gesundheits-
fürsorge. Das vorhandene Geld muss so ver-
teilt werden, dass wir in Richtung Prävention 
und Rehabilitation gehen und damit Tätig-
keiten aus der beruflichen Pflege abbilden 
und finanzieren können.

Um dies zu erreichen, muss auch die Systema-
tik des Gesundheitssystems betrachtet und in-
frage gestellt werden. Die veralteten Struk-
turen aus dem vorletzten Jahrhundert passen 
nicht mehr zur heutigen Demografie und den 
fachlichen Versorgungserfordernissen der 
Menschen.

Annemarie Fajardo 
Vize-Präsidentin des Deutschen Pflegerats 
(DPR)

Editorial

Gesundheitskompetenz entscheidet

S tarten wir das neue Jahr mit starken Zahlen: Rund 1 Millionen 
professionell Pflegende sind kontinuierlich in der ambulanten 

und stationären Langzeitpflege im Kontakt mit den ihnen anver-
trauten Patienten und Pflegebedürftigen. Hinzu kommen rund 
700.000 Beschäftigte in der Pflege in Krankenhäusern. Dieses ge-
ballte Know-how an Pflege- und Gesundheitskompetenz gilt es zu 
nutzen. Das ist bislang viel zu wenig geschehen.

Es ist Zeit, unsere gesamte pflegerische Versorgung und Präven-
tion neu zu denken und neu zu strukturieren. Deutschlands Bevöl-
kerung wurde über 50 Jahre hinweg darauf konditioniert, dass nur 
der Arzt über ihre Gesundheit entscheidet. Jetzt ist es an der Zeit, 
den Schatz an Informationen und Fähigkeiten, den die Profession 
besitzt, zu nutzen. Die Pflegenden müssen befähigt werden, ihre 
Kompetenzen wahrzunehmen und Heilkunde endlich offiziell aus-
üben zu dürfen.

Darüber hinaus ist es dringend erforderlich, die Gesundheits-
kompetenz der Bevölkerung zu stärken. Wir haben es versäumt und 
manchmal auch vergessen, bereits im Kindergarten und in den 
Schulen Gesundheitskompetenzen zu vermitteln. Gesundheit soll-
te auf den Stundenplan gehören. Es ist eine enorme Chance, die wir 
auch zur Entlastung unseres Systems nutzen müssen.

Dies hat auch Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach ver-
standen. Sein Ziel ist es, die Pflegekompetenz der Gesundheitsbe-
rufe zu stärken und zu heben. Dabei darf nicht zu kurz gesprungen 
und zu eng gedacht werden. Wir brauchen mutige, richtige Lösun-
gen weit über das Jahr 2024 hinaus!

Christine Vogler
Präsidentin des Deutschen Pflegerats

Christine Vogler
Präsidentin des Deutschen Pflegerats
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Pflegepersonalbemessungsverordnung

Ein Meilenstein für die Profession

Das Bundesministerium für Gesundheit hat einen Referentenentwurf 
für eine „Verordnung über die Maßstäbe und Grundsätze für die 
Bemessung des Personalbedarfs in der stationären Krankenpflege 
(Pflegepersonalbemessungsverordnung PPBV)“ vorgelegt. Irene Maier, 
Vize-Präsidentin des DPR, kommentiert den Entwurf.

D ie Pflege im Krankenhaus wird 
erstmals in der Geschichte 
Deutschlands klar und verbind-

lich in ihrer Personalausstattung gere-
gelt. Der Deutsche Pflegerat, weitere Ver-
bände, Gewerkschaften und Kranken-
häuser haben jahrzehntelang für bessere 
Arbeitsbedingungen, ausreichend Pfle-
gepersonal und Patientensicherheit ge-
kämpft. Endlich hat die Politik ihre For-
derungen ernst genommen. Die Pflege-
personalbemessungsverordnung ist ein 
Meilenstein und eine Anerkennung der 
Leistungen der Pflegeprofession.

Der Deutsche Pflegerat ruft alle Betei-
ligten, sowohl den Gesetzgeber wie auch 
die Verbände, das Management der Kli-
niken und die Profession Pflege dazu auf, 
sich ihrer Verantwortung bewusst zu 
sein und die Umsetzung der Pflegeperso-
nalbemessungsverordnung zu unterstüt-
zen und zu einem Erfolg zu führen.

Unberechtigte Kritik
Wir teilen nicht die allgemeine Kritik an 
der PPR 2.0, insbesondere wenn die Um-
setzung der Pflegepersonalbemessungs-
verordnung in Zweifel gezogen wird. Die 
PPR 2.0 ist valide, reflektiert und in ih-
rer Entwicklung ein bereits seit vielen 
Jahren andauernder Prozess in enger 
Zusammenarbeit mit der Profession 
Pflege und maßgeblichen Institutionen. 
Gemeinsam haben wir viele Jahre dar-
um gerungen und auch in der Konzer-
tierten Aktion Pflege diesen zu beschrei-
tenden Weg gemeinsam beschlossen.

Mit der PPR 2.0 wird ein einfaches 
und unbürokratisches Instrument zur 
Personalbedarfsermittlung und -pla-
nung eingeführt. Es ist praxiserprobt 

und orientiert sich am Bedarf der Pati-
enten, nicht an wirtschaftlichen Interes-
sen. Es wird klare Vorgaben für die Per-
sonalausstattung geben und die Forde-
rung nach mehr Pflegepersonal wird auf 
eine solide Grundlage gestellt. Die Qua-
lität der pflegerischen Versorgung wird 
an den Bedürfnissen der Patienten aus-
gerichtet. Dies ist eine bedeutende Er-
rungenschaft für die Pflegequalität und 
die Zufriedenheit von Patienten und der 
Profession Pflege.

Wir erkennen, dass die Umsetzung 
der Pflegepersonalbemessungsverord-
nung besonders zu Beginn einen beson-
deren Einsatz der Mitarbeitenden der 
Krankenhäuser erfordert. Natürlich gibt 
es noch Herausforderungen und Stolper-
steine bei der Umsetzung der Pflegeper-
sonalbemessungsverordnung. Das ist bei 
jeder großen Veränderung der Fall. Dies 
ist und war allen Beteiligten von Anfang 
an klar und benötigt vor Ort eine sinn-
volle Planung und Organisation. Die Da-
tenerhebung und -qualität werden an-
fangs holprig sein, aber das ist Teil eines 
lernenden Systems, das sich weiterentwi-
ckelt. Dennoch müssen wir den Weg ge-
hen. Der falsche Weg ist es, die notwen-
digen Verbesserungen für die Profession 
Pflege und Patienten zu missachten.

Jetzt haben wir erstmals die Möglich-
keit, eine bedarfsorientierte Versorgung 
zu gewährleisten. Wir müssen jedoch 
schnell die richtigen weiteren Schritte 
unternehmen. Dazu gehören u.a. die 
Festlegung des Qualifikationsmixes der 
Mitarbeitenden, gute digitale Systeme, 
eine standardisierte Dokumentation 
und die durch die generalistische Pfle-
geausbildung vorgegebene vollständige 

Anerkennung aller Pflegefachpersonen. 
Um dem demografischen Wandel zu be-
gegnen, müssen wir auch die Effizienz 
der Versorgung, die Strukturen und Pro-
zesse betrachten.

Umsetzung braucht Zeit
Die Umsetzung der Pflegepersonalbe-
messungsverordnung verläuft in Etap-
pen. Nach der Einführungsphase kommt 
die Konvergenzphase. Das heißt, dass 
Zeit für die Umsetzung bleibt. Zeit für 
den Aufbau von Strukturen, zur Schu-
lung der Mitarbeitenden und zur Unter-
stützung durch digitale Systeme. Ver-
standen werden muss, dass auch wenn 
die Daten zum 1. April 2024 nicht vor-
liegen, es nicht zu Sanktionen kommt.

Insgesamt ist dies eine Herausforde-
rung, der wir uns stellen müssen. Wir 
starten jetzt mit der PPR 2.0 und entwi-
ckeln sie kontinuierlich pflegewissen-
schaftlich weiter. In der Einführungs-
phase werden Fragen kommen. Daher ist 
es umso wichtiger, den Einführungspro-
zess mit pflegewissenschaftlicher Exper-
tise zu begleiten. Dafür sollte ein Institut 
zur Personalbedarfsermittlung in der 
Pflege eingerichtet werden.

Berechtigte Kritik am Referentenent-
wurf zur Pflegepersonalbemessungsver-
ordnung ist dann sinnvoll, wenn diese 
uns voranbringt und das Ziel einer qua-
litätsgesicherten Patientenversorgung 
unterstützt. Unser gemeinsames Ziel 
sollte es sein, die Versorgung und die Pa-
tientensicherheit zu stärken. Die Politik 
hat erkannt, wie wichtig ein Instrument 
zur Personalbedarfsermittlung ist. Jetzt 
geht es an die Umsetzung. Diese muss 
von einem kontinuierlichen Prozess der 
notwendigen Anpassungen begleitet 
werden, wie es in einem lernenden Sys-
tem immer erforderlich ist.

Die Personalbemessung der Kinder-
PPR 2.0 und der Kinderintensiv-PPR 2.0 
ist getrennt zu betrachten.

deutscher-pflegerat.de
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Pflege in den Mittelpunkt 

Digitalgesetz – guter erster Schritt

Im November 2023 gab es eine Anhörung zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Beschleunigung der Digitalisierung im Gesundheitswesen (Digital-
Gesetz DigiG). Dazu Gedanken von Christine Vogler, Präsidentin des 
Deutschen Pflegerats e.V. (DPR).

D ie Profession Pflege und ihre Leis-
tungen müssten stärker im Mit-
telpunkt der Digitalisierung ste-

hen, so Vogler. „Dabei müssen Lösungen 
gefunden werden, die die Arbeit erleich-
tern, die Versorgungssicherheit gewähr-
leisten und die Bürokratie reduzieren.“

Es besteht noch 
Verbesserungsbedarf
Der vorliegende Entwurf des Digital-Ge-
setzes sei ein guter erster Schritt, so die 
DPR-Präsidentin. Allerdings müssten 
die täglichen Abläufe in der Pflege stär-
ker berücksichtigt werden. Eine digitale 
Vernetzung und umfassende Interope-
rabilität spielten dabei eine entscheiden-
de Rolle.

Christine Vogler: „Besonders im am-
bulanten Pflegesektor ist es wichtig, dass 
die Pflege in die digitale Versorgung ein-
gebunden wird. Dafür müssen verbind-
liche und zeitnahe Schnittstellen mit al-
len Beteiligten, einschließlich der Kost-
enträger, eingerichtet werden. Die noch 
überwiegend analogen Rahmenbedin-
gungen wie Gesetze, Richtlinien, Ver-
ordnungen und Verträge müssen zeit-
nah an digitale Anwendungen, Struktu-
ren und Prozesse angepasst werden.“

Auch Pflegefachpersonen müssten die 
Möglichkeit haben, Videosprechstunden 
durchzuführen. Dadurch könnten bei-
spielsweise Beratungen, Begutachtungen 
oder Nachsorgegespräche ebenso aus der 
Ferne stattfinden. Das sei besonders in 
ländlichen Gebieten von großem Vorteil 
und ermögliche sektorenübergreifende 
Versorgungsprozesse.

„Ein weiterer wichtiger Punkt ist die 
Einbeziehung pflegefachlicher Aspekte 
in die elektronische Patientenakte (ePA). 

Alle relevanten pflegerischen Informati-
onen sollten in der ePA auch durch die 
Profession Pflege erfasst und ausgelesen 
werden können. Dadurch wird eine um-
fassende und personenzentrierte Versor-
gung sichergestellt. Ein besserer Zugriff 
auf alle relevanten Daten kann wesent-
lich zur Qualitätssteigerung beitragen“, 
fährt Vogler fort.

Erhebliche Entlastung bei 
administrativen Tätigkeiten
Der Ausbau digitaler Prozesse und 
Strukturen könne Pflegefachpersonen 
bei administrativen Tätigkeiten erheb-
lich entlasten, stellt die DPR-Präsidentin 
fest. „Dadurch werden Kapazitäten für 

die direkte pflegerische Versorgung frei-
gesetzt und der Informationsfluss ver-
bessert. Die Profession Pflege muss in 
die Gremien zur Umsetzung der Digita-
lisierung einbezogen werden, beispiels-
weise in das Kompetenzzentrum für In-
teroperabilität im Gesundheitswesen. 
Dies ist eine wichtige Voraussetzung für 
die erfolgreiche Implementierung von 
digitalen Strukturen und Prozessen.

Das Digital-Gesetz bietet bei Einbezug 
pflegefachlicher Aspekte eine große 
Chance, die Arbeitsbedingungen zu ver-
bessern und die Versorgung effizienter 
zu gestalten. Die Bedürfnisse und Anfor-
derungen der Pflegeprofession müssen 
dabei neben den technischen Aspekte 
bei dessen Umsetzung mit berücksich-
tigt werden.“

deutscher-pflegerat.de
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Auch Pflegefachpersonen sollten Videosprechstunden durchführen können.
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DPR und Bundeszahnärztekammer

Mehr Mundgesundheit

Zusammen mit dem Deutschen Pflegerat e.V. hat die 
Bundeszahnärztekammer ein Schnittstellenpapier zur Mundgesund-
heit bei pflegerischem Unterstützungsbedarf veröffentlicht.

M undgesundheit und allgemeine 
Gesundheit stehen in engem 
Zusammenhang. So können ei-

nerseits manche Krankheiten und The-
rapien die Mundgesundheit stark beein-
trächtigen. Andererseits gibt es deutliche 
Zusammenhänge zwischen Zahn- und 
Munderkrankungen sowie Allgemeiner-
krankungen, wie Diabetes, Lungenent-
zündung und Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen. Zudem kann eine schlechte 
Mundhygiene gesundheitliche Probleme 
nach sich ziehen: Schmerzen und Ent-
zündungen im Mund, Schwierigkeiten 
beim Kauen oder Schlucken sowie Man-
gelernährung oder soziale Isolation.

Kooperation mit Zahnärzten
Christine Vogler, Präsidentin des Deut-
schen Pflegerats (DPR), betonte bei der 
Veröffentlichung des Papiers hierzu: 
„Mundgesundheit zeigt sich in der Fä-
higkeit ohne Einschränkungen zu kau-
en, zu essen, deutlich zu sprechen und 
lächeln zu können. Das ist Teilhabe am 
Leben. Darauf müssen wir einen viel 
stärkeren Fokus legen.“ Vogler sprach 
sich dafür aus, das Thema auch in der 
ambulanten pflegerischen Versorgung 
anzusprechen. „Die Profession Pflege 
sieht vor Ort, was getan werden muss. 
Auch hier kann in Kooperation mit den 
Zahnärzten die Versorgung sicherge-
stellt und die Mundgesundheit in die 
Breite gebracht werden.“ Insgesamt müs-
se die Bevölkerung mitgenommen wer-
den. Das beginne bereits mit der Ver-
mittlung von Gesundheitskompetenzen 
in der Grundschule und setze sich bei 
der Schulung der Angehörigen fort. „Die 
Mundgesundheit gehört in die Versor-
gung. Dafür brauchen wir gesetzliche 
Strukturen“, forderte Vogler. Insgesamt 

müsse man die pflegerischen Leistungen 
ganzheitlicher abbilden. Die medizini-
sche Behandlungspflege in Pflegeheimen 
müsse durch die Krankenkassen finan-
ziert werden.

Pflegebedürftige unterstützen
Beim Erhalt der Mundgesundheit sind 
Personen besonders dann gefährdet, 
wenn sie wegen Krankheit, Behinderung 
oder Pflegebedürftigkeit die Zahnpflege 
nicht ausreichend durchführen können. 
Sie sind dann bei der Mundpflege auf die 
Hilfe anderer angewiesen. Mindestens 
30% älterer pflegebedürftiger Menschen 
benötigen Unterstützung bei der Mund-
pflege, so die letzte Deutsche Mundge-
sundheitsstudie (DMS V). Bei den Be-
wohnerinnen und Bewohnern von Pfle-
geeinrichtungen sogar rund 60%, wie 
der 6. Pflegequalitätsbericht des Medizi-
nischen Dienstes Bund gezeigt hat.

Das heißt, viele pflegebedürftige Men-
schen und Menschen mit zahnmedizi-
nisch relevanten Behinderungen – ob 
stationär oder häuslich versorgt – kön-
nen ihre Mundhygiene nicht oder nur 
bedingt selbstständig durchführen. Mit-
unter fehlt es ihnen und ihren Angehö-
rigen an Wissen und Kompetenzen.

Die Förderung der Mundgesundheit 
ist eine wesentliche Aufgabe professio-
nell Pflegender. Der DPR und die Bun-
deszahnärztekammer (BZÄK) zeigen im 
gemeinsamen Papier, welche Schnittstel-
len einer Zusammenarbeit bestehen und 
welche Aufgaben sich daraus auch für 
die Bundespolitik ergeben. Nur so kann 
das Präventionspotenzial zur Unterstüt-
zung der Mundgesundheit in der Pflege 
am besten ausgeschöpft werden.

deutscher-pflegerat.de; bzaek.de

AUS DEN VERBÄNDEN

30 Jahre BV Geriatrie
Die altersmedizinische Versorgung wird im-
mer wichtiger. Dies ist das gemeinsame Credo 
des Bundesverbandes Geriatrie und seiner Gä-
ste, zu denen auch der DPR gehörte, anlässlich 
des 30-jährigen Bestehens des Verbandes.

Auf der Jubiläumsveranstaltung wurde deut-
lich, dass die spezifische medizinische Versor-
gung betagter und hochbetagter Menschen 
eng mit aktuellen gesellschaftlichen Heraus-
forderungen verbunden ist. Deshalb ist ein 
starker Verband nötig, um die Interessen alter 
und hochaltriger Menschen zu sichern. Zu die-
ser Lobby gehört seit nunmehr 30 Jahren der 
Bundesverband Geriatrie. „Ob es um die He-
rausforderung durch den demografischen 
Wandel oder die langfristig sinnvolle Gestal-
tung der Pflegeversicherung geht – die geriat-
rische Versorgung ist ein entscheidender Fak-
tor und muss bei der Lösung dieser Aufgaben 
entsprechend mitgedacht werden“, resümiert 
Geschäftsführer Dirk van den Heuvel.

Vorstandsvorsitzender Dr. Michael Musolf erin-
nerte an die Anfänge, als strukturelle, perso-
nelle und inhaltliche Voraussetzungen ge-
schaffen werden mussten. Hinzu kamen Vor-
behalte, sich mit dem Thema „Alt sein“ zu be-
schäftigen. Bei den Kostenträgern waren die 
neu etablierten Geriatrien ebenfalls nicht ge-
rade beliebt, drohten doch neue Ausgaben. 
Doch die intensive altersmedizinische Fachar-
beit war in der Politik sehr gefragt, sodass sich 
in den letzten Jahrzehnten ein engmaschiges 
versorgungspolitisches Netzwerk entwickelte. 

bv-geriatrie.de
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